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Arbeitskämpfe 
gefährden die 
Konjunktur

/  —

Hans-Jürgen Schmahl

Seitdem  Arbeitskampf im öffentlichen Dienst ist die diesjährige Lohnrunde in ihrer „he i
ßen Phase“ . Man beginnt zu rechnen, um wieviel die Prognosen fürdas Jahr 1992, die 

allesamt keine Ausfälle durch Streiks vorsahen, nach unten revidiert werden müssen. Sol
che Versuche sind allerdings vorerst spekulativ, da man nicht weiß, in welchen W irtschafts
zweigen wie lange gestreikt wird. Große Produktionsausfälle drohen nur bei langdau
ernden Streiks in wichtigen Branchen, wie etwa 1984 beim sechswöchigen Arbeitskampf 
in der Metallindustrie. Doch solche Ausfälle, so bedauerlich sie wären, sind nicht das 
größte Problem. Es geht um mehr, nämlich kurzfristig um die Gefahr des Abgleitens in die 
Rezession und mittelfristig um das Risiko, auf einen Pfad mit weniger Wachstum und Be
schäftigung bei zugleich mehr Preisanstieg als in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre zu 
geraten.

Die Konjunktur in Westdeutschland ist labil. Zwar dürfte sich der leichte Rückgang der 
gesamtwirtschaftlichen Produktion, der im Laufe des zweiten Halbjahres 1991 zu beob
achten war, im ersten Quartal des neuen Jahres nicht fortgesetzt haben; das saisonberei
nigte reale Bruttosozialprodukt dürfte vielmehr etwas gestiegen sein. Aber das ist kein In
diz für eine beginnende Erholung, sondern Ergebnis eines für die Bautätigkeit überdurch
schnittlich günstigen Wetters und wahrscheinlich auch vorsorglicher Eindeckungen, die 
im Hinblick auf mögliche Arbeitskämpfe vorgenommen wurden. Viel bezeichnender als die 
relativ günstige Produktionsentwicklung ist die anhaltende Verschlechterung des Ge
schäftsklimas, und die Vertagung der Hoffnungen auf baldige Zinssenkung, zu der der Ver
lauf der gegenwärtigen Lohnrunde zwang, läßt die weitere Entwicklung nicht gerade in e i
nem günstigen Licht erscheinen. Überdies wird der Lohnkostendruck bei Lohnerhöhun
gen, wie sie nach dem Abschluß im öffentlichen Dienst nun zu befürchten sind, wahr
scheinlich noch größer als bisher erwartet, und die Stimmung in der W irtschaft wird ent
sprechend schlechter werden. Es ist fraglich, ob unter diesen Umständen die noch kürz
lich von den fünf großen W irtschaftsforschungsinstituten gemeinsam gestellte Prognose 
aufrechtzuerhalten ist, es werde keinen Rückgang der Konjunktur, sondern im späteren 
Verlauf des Jahres einen leichten Wiederanstieg geben.

Die Lohnkosten sind schon im Verlauf des vorigen Jahres in geradezu rasantem Tempo 
gestiegen; im vierten Quartal 1991 waren sie in der Gesamtwirtschaft je Produkteinheit 
um fast 7% höher als ein Jahr vorher. Dies wurde vielfach als einmaliger „Ausrutscher“ 
nach Jahren zurückhaltender Lohnpolitik gedeutet. Angesichts des neuen Lohnkosten
drucks und der deutlich ungünstiger werdenden Konjunkturperspektiven waren sich je 
denfalls die Ökonomen schon damals darüber einig, daß sich dieser Kurs der Lohnpolitik 
ohne schweren Schaden für die w irtschaftliche Entwicklung nicht fortsetzen ließe. Ent
sprechend waren die Warnungen, die von den regelmäßig berichtenden Beobachtern der 
W irtsch a ft-vo r allem Instituten, Sachverständigenrat und Bundesbank-ausgesprochen 
wurden. Vor diesem Hintergrund waren die ab Herbst vergangenen Jahres gestellten For
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derungen der Gewerkschaften aus ökonomischer Sicht völlig unverständlich. Was sich 
nun an tatsächlichen Lohnerhöhungen abzeichnet, bleibt nur wenig hinter den vorjährigen 
zurück. Dabei ist real kaum etwas an zusätzlichem Einkommen zu verteilen; das reale 
Bruttosozialprodukt nimmt nur wenig zu, und das Mehrprodukt wird für die Unterstützung 
der neuen Bundesländer gebraucht.

In der diesjährigen Lohnrunde geht es also nicht um die Verteilung einer zusätzlichen, 
sondern höchstens um die Umverteilung einer etwa gleichbleibenden Verfügungsmasse. 
Die Erfahrung zeigt, daß ein solcher Versuch im allgemeinen mit einer Verkleinerung des 
„Kuchens“ endet, mit einer Verringerung des Sozialprodukts durch Rezession. Der Wir
kungszusammenhang in groben Zügen; Der Anstieg der Lohnkosten kann bei schwacher 
Konjunktur nur zum kleineren Teil in den Preisen überwälzt werden, die Gewinne und mit 
ihnen die Gewinnerwartungen sinken, die Investitionen werden eingeschränkt, das Sozi
alprodukt schrumpft, verstärkt durch IVIultiplikatoreffekte, und die Beschäftigung geht zu
rück. Viele stehen heute vie lle icht noch unter dem Eindruck der Vorstellung, die Gewinnsi
tuation der W irtschaft sei so gut, daß man ohne große Probleme zugunsten der Löhne um
verteilen könne. Die W irklichkeit ist anders. In wichtigen Wirtschaftszweigen gibt es schon 
wieder einen spürbaren Gewinndruck, und die diesjährige Lohnrunde vergrößert ihn 
nochmals kräftig. Mit der Verringerung der Investitionsneigung durch zunehmenden Ge
winndruck wächst die Gefahr einer Rezession; eine solche Fehlentwicklung wäre ange
sichts der Lasten aus der w irtschaftlichen Eingliederung der neuen Bundesländer beson
ders bitter.

Konjunkturabkühlung oder gar Rezession werden schließlich auch ein Einlenken der 
Lohnpolitik auf einen maßvollen Kurs erzw ingen; die heute noch ausdrücklich verweigerte 
Trendwende in der Lohnpolitik wird kommen. Offen ist nur, welche „Kosten" an Wachstum, 
Beschäftigung und Preisstabilität bis dahin entstanden sein werden. Darüber hinaus stellt 
sich die Frage, ob der künftige Trend des Lohnanstiegs flach genug sein wird. In den ver
gangenen Jahren hat die Beschäftigung außergewöhnlich stark zugenommen. Die Zahl 
der Erwerbstätigen in Westdeutschland stieg allein von Mitte 1988 bis Mitte 1991 um rund
2 Millionen. Das ist maßgeblich der zurückhaltenden Lohnpolitik in den Jahren vor 1990 
zuzuschreiben. Sie hat -  wie üblich mit einer gewissen Verzögerung -  das Entstehen 
neuer Arbeitsplätze begünstigt und sich damit für die Arbeitnehmer als Gesamtheit aus
gezahlt. (Dieses Verdienst der Lohnpolitik ist gerade von den Instituten wiederholt hervor
gehoben worden. Es stimmt nicht, daß die Lohnpolitik stets kritis iert wird.) Arbeitskräfte 
werden für längere Zeit alles andere als knapp se in ; gegenwärtig sind in ganz Deutschland
3 Mill. Arbeitslose registriert. Unter diesen Umständen ist in den nächsten Jahren eine zu
rückhaltende Lohnpolitik dringend erforderlich. Wird dieser Sachzwang mißachtet, be
steht keine Chance, von der hohen Arbeitslosigkeit herunterzukommen. Dieser Verant
wortung kann sich die Lohnpolitik nicht entziehen.

Je mehr es um die mittlere Frist geht, desto mehr ist außer der Lohnpolitik auch die Fi
nanzpolitik gefordert. (Sollte es dagegen jetzt eine Rezession geben, so liegt das nicht an 
der Finanzpolitik.) Die w irtschaftliche Entwicklung in den nächsten Jahren hängt erheb
lich davon ab, ob die Regierenden eine Konsolidierung der Staatsfinanzen durchsetzen 
können und auf welche Weise diese vorgenommen wird. Daran müssen sich alle Gebiets
körperschaften beteiligen, nicht nur der Bund, sondern auch Länder und Gemeinden. Es 
handelt sich im Prinzip um die gleiche Aufgabe, vor der man Anfang der achtziger Jahre 
stand. Damals ist der Abbau des staatlichen Finanzierungsdefizits bis 1989 gelungen, ge
rade rechtzeitig vor der W iedervereinigung. Doch diesmal ist die Dimension der Aufgabe 
größer, und die Bereitschaft zu Beiträgen gleich welcher Form ist offenbar gering. Eine 
ausreichende Begrenzung des Anstiegs der Staatsausgaben ist unter diesen Umständen 
kaum durchsetzbar, und bei einer Konsolidierung über höhere Steuern und Sozialabga
ben ist ein fortdauernder Verteilungskampf um die Lasten der Vereinigung programmiert; 
schon in der diesjährigen Lohnrunde spielt das ja unverkennbar eine Rolle. Wachstum, 
Beschäftigung und Preisstabilität könnten so auf Dauer beeinträchtigt und damit die Fä
higkeit zur Finanzierung der Anpassungslasten verringert werden.
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